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1. Ein Wahlkampf mit allen Mitteln 
 
„Kommission für Rechenschaft und Gerechtigkeit" – der Titel der kleinen Institution, die den Irak 
zu Beginn des Wahlkampfs für die anstehenden Parlamentswahlen in Aufruhr versetzt, ist buch-
stäblich anspruchsvoll. Vor allem aber mutet er ironisch an angesichts der Rolle, die die Kom-
mission im Irak derzeit spielt. Hervorgegangen aus dem früheren Komitee zur Ent-
Baathifizierung, das US-Zivilverwalter Paul Bremer nach Kriegsende installiert hatte, ist es die 
Aufgabe der „Kommission für Rechenschaft und Gerechtigkeit", Loyalisten der Baath-Partei Sad-
dam Husseins in Regierungsposten zu identifizieren. Die Baath-Partei ist im Irak seit 2003 ver-
boten.  
 
Wie eine Bombe schlug die Entscheidung der Kommission ein, 511 – darunter sehr prominente – 
Kandidaten von den Parlamentswahlen am 7. März auszuschließen. Die Begründung: die betrof-
fenen Politiker hätten dem Regime von Saddam Hussein und seiner Baath-Partei nahegestan-
den. Man habe rechtlich keine andere Wahl als ihnen die Kandidatur zu untersagen.  
                                               
1 Projektkoordinator mit Aufgabenschwerpunkt Irak im Büro Amman der Friedrich-Naumann-Stiftung für die Frei-
heit 
Am 7. März wählt der Irak ein neues Parlament, das zweite seit dem Sturz des Saddam-
Regimes. Der Wahlausgang ist wegweisend für die Konsolidierung und den künftigen Kurs des 
Irak – und noch völlig offen. Ethnisch-konfessionelle Spannungen und nicht bewältigte politi-
sche Altlasten prägen den kurzen und schonungslosen Wahlkampf. Unterdessen steht der 
Abzug der US-Armee bevor. Nicht nur die Nachbarstaaten beobachten die Lage genau, es 
geht um die Machtbalance der gesamten, volatilen Region.  
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Wenig überraschend folgte der Ankündigung der Kommission ein politischer Tumult, leider aber 
auch ein Schauspiel, das wesentliche Akteure Iraks junger Demokratie diskreditiert.  
 
Intransparent und ohne unabhängige Aufsicht arbeitend, ist aus der Ent-Baathifizierungs-
Kommission ein Instrument geworden, mit dessen Hilfe bestimmte politische Kräfte Eigeninte-
ressen zu verfolgen scheinen. Eine wichtige Rolle spielen konfessionelle Streitigkeiten. Unter den 
von der Wahl Ausgeschlossenen sind bekannte Sunniten wie Saleh Al-Mutlaq, Vorsitzender der 
zweigrößten sunnitischen Partei. Sie sehen die Disqualifizierung als schiitischen Versuch, unlieb-
same innenpolitische Konkurrenten kaltzustellen. Selbst Mutlaqs Kritiker fragen öffentlich, wa-
rum Politiker wie er, die seit Jahren am politischen Prozess teilhaben, ausgerechnet jetzt kaltge-
stellt werden. Die sunnitische Gemeinschaft ist entsprechend aufgebracht.  
 
Die Konzentration auf die prominenten sunnitischen Politiker auf der Liste lenkt jedoch davon 
ab, dass auf der Liste vorwiegend säkulare und zahlreiche schiitische Kandidaten sind – vorwie-
gend jene, die den dominierenden schiitisch-religiösen Parteien bei der Wahl besonders gefähr-
lich werden können.  
 
Diese Ablenkung und das gezielte Anheizen konfessioneller Streitigkeiten haben System. Eine 
Schlüsselrolle spielen dabei die Drahtzieher der „Kommission für Rechenschaft und Gerechtig-
keit". Ihr Leiter, Ali Faisal Al-Lami, ist selbst Kandidat für die Wahl im Bündnis des Schiiten Ah-
med Chalabi. Chalabi ist ein altbekanntes Enfant Terrible der irakischen Politik. Insbesondere den 
Amerikanern ist er lebhaft in Erinnerung. Im Vorfeld der Invasion 2003 versorgte Chalabi die 
Bush-Regierung mit zweifelhaften, in Washington damals jedoch dankbar angenommenen In-
formationen – bereits zu jener Zeit mit dem Ziel, im Nachkriegs-Irak als Regierungschef einge-
setzt zu werden. Inzwischen hat er dem Vernehmen nach neue Verbündete in Teheran gefunden 
und ist erneut damit beschäftigt, Iraks Geschicke in seinem eigenen Interesse zu manipulieren. 
Weitverbreitete Ängste einer Rückkehr der Baathisten nutzen Chalabi und seine Helfer dabei 
gekonnt aus.  
 
Nach dem Protest über die Ankündigung der Disqualifikation der 511 Kandidaten schien zu-
nächst ein geregelter, juristischer Prozess in Gang zu kommen. Am 3. Februar verschob ein Beru-
fungsgericht sämtliche Disqualifizierungen mit der Begründung, die Zeit zur Prüfung der vorlie-
genden Indizien vor der Wahl reiche nicht aus. Zwei Tage später jedoch fuhr es mit der Sichtung 
von Beweismaterial fort. Offensichtlich war Druck auf das Gericht ausgeübt worden. Mit Erfolg: 
in einem schnell folgenden nächsten Schritt fällte das Gericht ein Urteil. Es hob die Disqualifi-
zierung von lediglich 26 Kandidaten auf, der Rest blieb auf der „Schwarzen Liste“. Eine öffentli-
che Bekanntgabe des Urteils erfolgte nicht. Lediglich eine Liste derer, die für die Wahl zugelas-
sen waren, wurde später bekanntgegeben – von der „Unabhängigen Wahlkommission des Irak“. 
Die meisten der disqualifizierten Bewerber zogen ihre Kandidatur zurück, um ihren Parteien Er-
satznominierungen zu ermöglichen.  
 
 
2. Der Vorsitzende des Rechtsstaats: Premierminister Nuri Al-Maliki 
 
Eine interessante Rolle in dem Politdrama spielt Nuri Al-Maliki, Premierminister und Vorsitzen-
der des Parteienbündnisses „Rechtsstaat“. Um sie zu verstehen, bedarf es eines Blicks auf Malikis 
– auch im Rückblick erstaunliche - Karriere.  
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2007 war Maliki im Wesentlichen aufgrund seiner vermeintlichen Schwäche von den rivalisie-
renden schiitischen Mehrheitsparteien als Nachfolger des Ministerpräsidenten Ibrahim Al-Jafari 
gewählt worden. Die Erwartungen der Bevölkerung an ihn waren eher gering. Doch Maliki agier-
te klug und konsolidierte rasch seine Macht. Vor allem aber hatte er das Gespür für das richtige 
Image zur richtigen Zeit. Zur Überraschung vor allem der schiitischen Koalitionsparteien, die 
glaubten Maliki kontrollieren zu können, präsentierte er sich als Führungsperson des gesamten 
Irak, die die Anliegen sowohl der schiitischen als auch der sunnitischen Iraker ernst nahm. Der 
starke irakische Zentralstaat war fortan seine – erfolgreiche – Botschaft.  
 
Es blieb nicht bei Worten allein. Konsequentes Durchgreifen gegen die Milizen des radikalen 
Schiitenpredigers Moqtada Al-Sadr im Süden verschaffte dem Schiiten Maliki Ansehen bei sun-
nitischen Bevölkerungsteilen. Härte im Umgang mit den Territorial- und Souveränitätsansprü-
chen der Kurden im Norden des Landes sicherte ihm enthusiastische Unterstützung der gesam-
ten arabischen Population. Beachtliches Verhandlungsgeschick gegenüber Amerikanern gipfelte 
im US-Truppenabzug aus den irakischen Städten im Sommer 2009. Die Provinzratswahlen An-
fang des Jahres verliefen weitgehend transparent, effektiv und friedlich – und für Malikis Da’wa 
Partei erfolgreich. Die Entwicklung der Sicherheitslage war überwiegend positiv. Der Lohn: all-
gemein wachsender Zuspruch für die Regierung Maliki. Hätte die Parlamentswahl vor acht Mo-
naten stattgefunden, Malikis Ausgangsbasis wäre vielversprechend gewesen.  
Doch die Hoffnung auf die lang ersehnte tiefgreifende Stabilisierung des Landes währte nicht 
lange. In der zweiten Jahreshälfte erschütterten schwere Bombenserien das Land. Insbesondere 
die Hauptstadt wurde schwer getroffen. Ziele waren oftmals Moscheen oder Regierungseinrich-
tungen: bewusste Versuche, den religiös-ethnischen Krieg neu zu entfachen und den sich auf-
richtenden Staat zurück ins Chaos zu stürzen. Die Risiken der Strategie des Premierministers, 
sich der Öffentlichkeit als Garant der Sicherheit zu präsentieren, wurden offenbar. Spätestens 
die verheerenden Anschlagsserien im August und Oktober mitten in der Grünen Zone, in der – 
intensiv bewacht – das Regierungsviertel und die US-Botschaft liegen, demonstrierten die Fragi-
lität des Staates und die Grenzen der Macht seiner Regierung, ihre Bürger (oder sich selbst) zu 
schützen.  
Ungünstig für Maliki wirkt sich zudem aus, dass seine betonte Unabhängigkeit ihn politische 
Verbündete gekostet hat, während die Zahl neuer Gegner gewachsen ist. Die Kurden, potenzielle 
Königsmacher nach der Wahl, sind nachhaltig verärgert über Malikis harte Haltung gegenüber 
ihren politischen Ansprüchen. Und ob sein Zuwachs an Ansehen bei der sunnitischen Bevölke-
rung gereicht hätte, um auch deren Stimmen zu erhalten, war stets zweifelhaft. Maliki spürt 
mithin starken Druck von verschiedenen Seiten innerhalb und außerhalb des Landes, sich auf 
seine schiitische Machtbasis zu besinnen.  
In dieser Situation tritt die Disqualifikation der 511 Kandidaten auf den Plan. Im Grunde befin-
det sich der Regierungschef in einer delikaten Situation: spricht er sich für eine Zulassung aller 
disqualifizierten Kandidaten ein, verschreckt er all jene Wähler, die eine Rückkehr baathistischer 
Kräfte an die Macht fürchten. Dies betrifft in nicht unerheblichem Maße Malikis schiitische 
Kernwählerschaft. Er könnte sie an schiitische Mitbewerber verlieren, die verbreitete Ängste 
nutzen, um einen politischen Vorteil daraus zu ziehen. Setzt er sich dagegen für eine Aufrecht-
erhaltung des Banns ein, riskiert er seine Glaubwürdigkeit in sunnitischen Kreisen, um die er sich 
zuvor sehr bemüht hatte.  
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Maliki scheint seine Entscheidung getroffen zu haben. Wohl um das Heft des Handelns zurück-
zugewinnen, setzt er sich sogar an die Spitze der dubiosen Bewegung: Die Entscheidungen der 
„Kommission für Rechenschaft und Gerechtigkeit" müssten „ohne Ausnahme respektiert wer-
den“, so Maliki. Sie dürften nicht „politisiert" werden. Angesichts der offensichtlichen Politisie-
rung der Kommission eine provokante Aussage. Vor dem Hintergrund erneut steigender Span-
nungen zwischen den religiösen Bevölkerungsgruppen zudem eine gefährliche. Vermutlich will 
der Premierminister auch vergessen machen, dass er noch vor wenigen Monaten mit dem sunni-
tischen Führer Saleh Al-Mutlaq, nun eines der prominentesten Ziele der Kampagne, über die 
Gründung einer Koalition verhandelt hat.  
3. Zäsur in jedem Fall 
Während das Tun und Lassen der „Kommission für Rechenschaft und Gerechtigkeit" die Bericht-
erstattung über die Parlamentswahlen dominiert, sei daran erinnert, dass das politische System 
des Irak nach den Wahlen am 7. März mit Sicherheit ein anderes Gesicht haben wird – unab-
hängig von den konkreten Wahlergebnissen. Dafür sorgt eine Reihe von Klauseln in der Verfas-
sung, die bereits in Kraft ist und insbesondere die Spitze des Staates betrifft, den sogenannten 
Präsidentschaftsrat.  
Seit 2005 hat der Irak einen kurdischen Präsidenten, Jalal Talabani. Ihm zur Seite stehen ein 
sunnitischer und ein schiitischer Vizepräsident. Diese Verteilung ist das Ergebnis ausgeklügelter 
und langwieriger Verhandlungen und garantiert eine Beteiligung aller wesentlichen Gruppen auf 
höchster politischer Ebene.  
Doch diese Konstruktion des Präsidentschaftsrats, der stets einstimmig entscheiden muss, war 
nur übergangsweise eingerichtet worden. Mit den Wahlen am 7. März wird sie enden. In der 
Verfassung von 2005 wurde festgelegt, dass der Rat mit Beendigung der momentanen Legisla-
turperiode aufgelöst wird und nur noch ein einziger Präsident die Amtsgeschäfte übernimmt. 
Der Präsident und sein Stellvertreter werden dann unabhängig voneinander gewählt, ein infor-
meller Konsens zwischen Schiiten, Sunniten und Kurden über die Ämterverteilung ist nicht mehr 
notwendig. Auch wird eine einfache Mehrheit zur Wahl der Amtsträger ausreichen, sollte jeweils 
keine Zweidrittelmehrheit mehr für die Kandidaten zustande kommen.  
 
Positiv sehen dies all jene, die meinen, das gegenwärtige Machtteilungssystem verfestige eher 
die ethnisch-konfessionellen Spannungen als sie zu überwinden und produziere keine politi-
schen Ergebnisse, die dem Gemeinwohl dienen. Andererseits birgt eine Abkehr von einer sorgsam 
ausbalancierten Exekutive hin zu einer klareren Abbildung der tatsächlichen Mehrheitsverhält-
nisse die Gefahr der Ausgrenzung der unterlegenen Parteien – was im Irak mit potenzieller Mar-
ginalisierung von Ethnien und Konfessionen zu übersetzen ist.  
 
Welch große Rolle dies spielt, demonstrierte das Tauziehen um die Verabschiedung des neuen 
Wahlgesetzes, das den anstehenden Urnengang erst ermöglicht. Seiner Verabschiedung voraus 
gingen monatelange Debatten im Parlament und ein anschließendes Veto des Vizepräsidenten 
Al-Hashimi, gefolgt von neuen, hitzigen Verhandlungen.  
Hauptstreitpunkte: der Brennpunkt Kirkuk – dessen Wählerverzeichnisse nach Meinung der Ara-
ber und Turkmenen von der kurdischen Regierung manipuliert worden waren –, die Wahl der 
Auslandsiraker sowie das anzuwendende Wahlsystem.  
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Begleitet von telefonischen Interventionen seitens US-Vizepräsident Biden und Präsident Obama 
sowie unablässiger Vermittlung durch UN-Mitarbeiter kam eine Einigung erst am 6. Dezember 
2009 zustande, buchstäblich fünf Minuten vor Ablauf der gesetzlichen vorgeschriebenen Frist. 
Das neue Wahlgesetz erhöht nun die Zahl der Sitze im Parlament von 275 auf 325 – und konnte 
so den Forderungen aller Seiten nach stärkerer Repräsentierung Rechnung tragen. Acht Kom-
pensationssitze sind für spezielle Minderheiten vorgesehen, darunter Christen, Jesiden, Schabak 
und Mandäer.  
Einigen konnte man sich zudem auf ein neues Wahlsystem „offener Listen“, dem starken Anraten 
der Vereinten Nationen folgend. 2005 noch gaben die Wähler ihre Stimme auf „geschlossenen 
Listen“ für bestimmte Parteien ab, die nach den Wahlen ihre gewonnene Sitze nach Gutdünken 
mit Kandidaten bestückten. Die neuen, offenen Listen werden es den Wählern hingegen erlau-
ben, ihre Stimme für individuelle Kandidaten abzugeben – ein Transparenzgewinn und eine er-
hebliche Verschiebung von Einfluss zugunsten der Bürger auf Kosten der Parteiführungen. Je-
doch auch eine Herausforderung für die einzelnen Kandidaten, die sich – mit Ausnahme der 
bereits prominenten politischen Schwergewichte – der Öffentlichkeit bekannt machen und aktiv 
um Stimmen werben müssen.  
Das Veto des sunnitischen Vizepräsidenten Al-Hashimi unterstrich seine Forderung nach einer 
Erhöhung des Sitzanteils für die Millionen Auslandsiraker, unter denen überproportional viele 
Sunniten sind. In den durch das Veto erzwungenen neuen Verhandlungen wurde der geplante 
Einheitswahlkreis für die Stimmen der Auslandsiraker abgeschafft. Im Ausland abgegebene 
Stimmen werden den ursprünglichen Herkunftsorten der Wähler im Irak zugerechnet.  
In Kirkuk wird zwar gewählt werden, und es enthält keinen ausdrücklichen Sonderstatus für 
diese Wahlen, was den Kurden entgegenkommt. Allerdings konnten Araber und Turkmenen 
durchsetzen, dass die verwendeten Wählerverzeichnisse Kirkuks im künftigen Parlament von 
einem Sonderausschuss überprüft werden können.  
Auf den ersten Blick ist es ein Fortschritt, dass die Bürger Kirkuks sich – im Gegensatz zu den 
letzten Provinzratswahlen – in den demokratischen Prozess einbringen können. Doch sollte der 
einzusetzende Ausschuss Unregelmäßigkeiten in den Wählerverzeichnissen feststellen, könnte 
dies rückwirkend die Legitimität der Wahlergebnisse in einem der wichtigsten Landesteile unter-
graben und vor allem enorm die Auseinandersetzungen zwischen der kurdischen Regierung und 
Bagdad um Kirkuk weiter anheizen (s. dazu auch Punkte 5 und 6). 
4. Bündnisse 
Die Ereignisse um die Disqualifizierung der Rund 500 Kandidaten scheinen einen Trend zu been-
den, der bis vor kurzem die irakische Politik dominierte und seinerseits relativ neu gewesen war: 
die Konzentration der politischen Botschaft auf gesamt-irakische (oder wenigstens gesamt-
arabische) Belange. Anders als bei der letzten Wahl 2005 hatten sich fast alle Parteien bewusst 
in überkonfessionellen Bündnissen zusammengeschlossen. Zwölf Parteibündnisse und 165 Ein-
zelparteien stellen sich zur Wahl, darunter: 
 Die Koalition „Rechtsstaat“ des Premierministers Maliki. Eigens für diesen Zweck ge-
gründet, wollte der Regierungschef mit dem „Rechtsstaat“-Bündnis das Volk davon über-
zeugen, dass er darauf bedacht ist, die Interessen des gesamten Landes zu wahren – 
überkonfessionell und multi-ethnisch, zwar im Glauben verwurzelt aber nicht primär von 
religiösen oder konfessionellen Erwägungen geleitet. Zuvor hatte Malikis Partei Da’wa 
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einer anderen Koalition angehört, dem Vorläufer der schiitisch dominierten „Irakischen 
Nationalallianz“ (s.u.). Den riskanten Schachzug, diese zu verlassen, wollte der Premier-
minister als wichtigen Schritt in Richtung eines säkularen Irak verstanden wissen. Ob 
Malikis Taktik von Erfolg gekrönt worden wäre, war jedoch bereits vor den Ereignissen 
um den Wahlausschluss der 511 Kandidaten und das Aufflammen der konfessionellen 
Spannungen offen. Bezeichnenderweise war es ihm nicht gelungen, bekannte Führungs-
persönlichkeiten oder wesentliche Parteien für sein Bündnis zu gewinnen; nur kleinere 
Gruppen haben sich ihm angeschlossen. Mehr als es Maliki Recht sein kann, ist das 
„Rechtsstaat“-Bündnis völlig dominiert von seiner Person. Insbesondere mit der Funkti-
onsfähigkeit des staatlichen Sicherheitsapparates hat sich Maliki selbst eng verbunden –  
je fragiler die Sicherheitslage im Land, desto größer die Gefahr für seine politischen Am-
bitionen.  
 Die Irakische Nationalallianz ist die von Maliki verlassene Koalition schiitischer Partei-
en, welche die irakische Regierung seit 2005 dominiert. Ihr gehören nun unter anderem 
der Schiitenprediger Muqtada Al-Sadr sowie die früheren Premierminister Ahmad Chala-
bi und Ibrahim Al-Jaafari an. Gerüchte um einen Zusammenschluss mit Malikis Rechts-
staat-Bündnis noch vor der Wahl halten sich hartnäckig. 
 Die Irakische Nationalbewegung versuchte, dem „Rechtsstaat“-Bündnis Malikis den Ruf 
als wichtigste überkonfessionelle Bewegung streitig zu machen und ist im Wesentlichen 
ein sunnitisches Gegenmodell dazu. Nur ist dieses Zweckbündnis nicht von einer Person 
dominiert, sondern von mehreren bekannten Persönlichkeiten, darunter Ex-Premier Iyad 
Allawi. Allawi gilt als einer der stärksten Herausforderer des Regierungschefs Maliki. Die 
Irakische Nationalbewegung ist besonders von der Disqualifizierung durch die „Kommis-
sion für Rechenschaft und Gerechtigkeit" betroffen. Ihr gehört auch Saleh Al Mutlaq an, 
der wegen seines Ausschlusses zum allgemeinen Wahlboykott aufgerufen hat. 
 Auch die Vereinigte Irakische Allianz ist eine überkonfessionelle Gruppierung. Ihre Mit-
glieder – darunter die Partei des Innenministers Jawad Bolani – geben sich vorwiegend 
national-säkular, ähnlich wie Premier Al-Maliki. Auf einen Beitritt zu dessen „Rechts-
staat“-Bündnis konnten sie sich jedoch nicht einigen. Im Ergebnis sind sie das schwächs-
te der großen Parteienbündnisse. 
 Das Irakische Abkommen ist eine hauptsächlich sunnitische Koalition. Dem Trend fol-
gend nach außen hin säkular, ist das Bündnis de facto stark religiös geprägt. Seine wich-
tigste Partei ist die Irakische Islampartei, wohingegen wesentliche säkulare sunnitische 
Gruppen das Bündnis verlassen haben.  
 Im Gegensatz zum allgemeinen Trend versuchen die kurdischen Parteien nicht, sich ei-
nen überkonfessionellen und multi-ethnischen Anstrich zu geben. Beobachter vermuten, 
dass die „Demokratischen Partei Kurdistan“ (KDP) unter Führung des Präsidenten der Au-
tonomen Region Kurdistan, Massoud Barzani, die „Patriotische Union Kurdistan“ (PUK) 
des Präsidenten des Irak Jalal Talabani, und das neuere „Gorran – Movement for Change“ 
spätestens nach den Wahlen eng kooperieren werden, um der kurdischen Stimme in der 
irakischen Politik möglichst viel Gewicht zu geben.  
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Kooperationen zwischen diesen Bündnissen und Parteien werden über die Zusammensetzung der 
nächsten Regierung entscheiden. Prognosen sind schwierig. Wahrscheinlich ist jedoch, dass die 
kurdischen Parteien eine Ausschlag gebende Rolle spielen werden – vor dem Hintergrund der 
noch ungelösten Konflikte zwischen Bagdad und der Region Kurdistan eine brisante Konstellati-
on.  
 
5. Arabisch-kurdische Dynamik 
 
Die konfessionellen schiitisch-sunnitischen Auseinandersetzungen überschatten im Vorfeld der 
Wahl den ethnischen arabisch-kurdischen Konflikt im Irak. Dieser wird jedoch spätestens nach 
der Wahl wieder eine entscheidende Rolle spielen.  
 
Jahrzehnte lang hatten die Kurden für ihre Autonomie im Norden des Irak gekämpft. Der Sturz 
des Baath-Regimes und eine enge Kooperation mit den USA ermöglichten es ihnen schließlich, 
die langersehnte offizielle Herrschaft über Kurdistan zu etablieren. Seither ist die sog. Föderale 
Region Kurdistan-Irak Teil des irakischen Staates, verfügt jedoch über eine eigene Verfassung, 
Regionalregierung und Sicherheitskräfte, die Peshmerga. 
 
Politisch organisiert waren die Kurden seit den 1990er Jahren im Wesentlichen in zwei Parteien, 
der Patriotischen Union Kurdistan (PUK) und der Demokratischen Partei Kurdistan (KDP). PUK 
und KDP teilten Macht und Ämter untereinander auf und sprachen auf nationaler Ebene so oft 
wie möglich mit einer Stimme, um den kurdischen Einfluss in Bagdad zu maximieren. Erfolgreich 
engagierten sie sich nach 2003 in den Institutionen des neuen Staats und sicherten sich Schlüs-
selpositionen wie das des irakischen Staatspräsidenten (für Jalal Talabani, Chef der PUK), des 
stellvertretenden Ministerpräsidenten, des Außenministers und des Generalstabschefs der Streit-
kräfte.  
 
Seit 2009 begehrt eine neue politische kurdische Partei gegen das Tandem KDP-PUK auf: Goran, 
übersetzt „Change“. Goran wirft KDP und PUK Nepotismus und Korruption vor und erzielte bei 
den letzten kurdischen Parlamentswahlen im Juli 2009 ein respektables Ergebnis. Wie sich ihr 
Wirken bei den nun anstehenden landesweiten Wahlen auf den kurdischen Einfluss in Bagdad 
auswirken wird und welche Koalitionen vor diesem Hintergrund geschlossen werden, bleibt ab-
zuwarten. 
 
Die kurdischen Anliegen beziehen sich v.a. auf die noch umstrittenen Gebiete, die die Kurden 
ihrer Region einzugliedern suchen. Sie verweisen auf historische und demografische Gründe und 
tragen ihren Anspruch mit den bewaffneten Peschmerga-Einheiten vor. Doch nicht nur die ara-
bischen und turkmenischen Bürger innerhalb der umstrittenen Gebiete, sondern auch der arabi-
sche der Rest des Irak lehnen die kurdischen Pläne massiv ab – ein Konflikt mit hohem Eskalati-
onspotenzial.  
 
6. Kirkuk  
 
Im Zentrum der kurdischen Bestrebungen: Kirkuk. Kirkuk, in dessen Grenzen ca. 13% der be-
kannten irakischen Öl-Reserven liegen, repräsentiert einen hochemotionalen Wettstreit um 
Identitätsanerkennung und um Ressourcen. Den kurdischen Ansprüchen widersetzen sich die 
übrigen in Kirkuk vertretenen Ethnien, vor allem Araber, Turkmenen und eine kleine Gruppe 
chaldäo-assyrischer Christen.  
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Saddam Hussein hatte versucht, Kontrolle über die Stadt und ihren Reichtum zu erlangen, indem 
er gezielt arabische Familien dort ansiedelte. Nach seinem Sturz 2003 sollen annährend 100.000 
Kurden nach Kirkuk zurückgekehrt sein. Diese wollen Kirkuk der autonomen Region Kurdistan 
angliedern, was Araber und Kirkuks Turkmenen ablehnen. 
 
Um diese Frage zu entscheiden und den Status Kirkuks zu bestimmen, war 2007 ein Referendum 
vorgesehen. Dies verlangt auch Artikel 140 der irakischen Verfassung. Das Referendum wurde 
nie durchgeführt – die Regierung in Bagdad verweigerte es. Die Folge waren massive politische 
Verwerfungen und Gesetzesblockierungen. Auch an den Provinzratswahlen konnte Kirkuk seit 
2005 nicht mehr teilnehmen. Ein spezielles Komitee wurde vom irakischen Parlament beauf-
tragt, Vorschläge für eine gerechte Machtteilung in Kirkuk auszuarbeiten, um Wahlen zu ermög-
lichen – ohne Erfolg. 
 
Ein offener Kampf in Kirkuk könnte sich schnell zu einem gefährlichen Flächenbrand entwickeln. 
Nicht ohne Grund wurden beispielsweise für den Zeitraum der Wahlen auf amerikanische Initia-
tive hin spezielle Sicherheitseinheiten gebildet, bestehend aus irakischen, amerikanischen und 
kurdischen Kräften.  
 
Sollten die kurdischen Parteien nach den Parlamentswahlen erneut zu Königsmachern in Bagdad 
werden, dürften sie im Gegenzug arabisches Entgegenkommen in ihren Kernforderungen erwar-
ten, insbesondere in der Kirkukfrage. Es könnte ihre letzte gute Gelegenheit dazu sein. Der an-
stehende Rückzug der US-Truppen und die neuen Gemengelagen sind den Handelnden in Kirkuk 
und der kurdischen Hauptstadt Erbil sehr bewusst. Nicht zuletzt deshalb scheint die Option eines 
Sonderstatus für Kirkuk innerhalb der kurdischen Region für alle Akteure akzeptabler zu werden, 
wenngleich der Weg dorthin sehr umstritten bleibt.  
 
Die Vereinten Nationen im Irak, UNAMI, bemühen sich um eine Verhandlungslösung, bislang 
noch ohne Erfolg. Ihre Stunde könnte direkt im Anschluss an die Wahlen gekommen sein. Dass 
die Vorarbeiten geleistet und detaillierte Pläne für verschiedene Kompromissszenarien seit Mo-
naten ausgearbeitet sind, ist bekannt. 
 
7. Ökonomische Herausforderungen 
 
Die Voraussetzungen der ökonomischen Entwicklung des Irak haben sich 2009 weiter leicht ver-
bessert. Nachhaltige Entwicklung bedarf jedoch umfassender politischer Reformen, die auf sich 
warten lassen. Wesentliche Planungs- und Entwicklungshindernisse bleiben die schleppende 
Entwicklung des Privatsektors, die hohe Auslandsverschuldung, die omnipräsente Korruption 
sowie die Tatsache, dass 90 Prozent des irakischen Staatshaushalts nach wie vor an den Erdöl-
export gekoppelt sind. Wenn die Einnahmequellen des Staates in den nächsten Jahren nicht 
diversifiziert werden, wird der Irak das Problem der Nachtragshaushalte und ggf. Haushaltsdefi-
zite aufgrund von Schwankungen im Ölpreis nicht lösen können. Dabei kommt es zunehmend 
darauf an, auf eigenen Beinen stehen zu können. 
  
Abgeschreckt werden ausländische Unternehmen durch die nach wie vor heikle Sicherheitslage, 
allerdings auch die Rechtsunsicherheit, eine intransparente und langsame Bürokratie sowie das 
haarsträubende Ausmaß an Korruption. So bleibt der Staat zunächst Iraks größter Arbeitgeber. 
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Gehälter, Renten und administrative Ausgaben verschlingen fast drei Viertel des Haushalts. Sich 
der Lage bewusst, sucht die irakische Regierung händeringend ausländische Investoren, auch aus 
Deutschland, bisher jedoch ohne durchschlagenden Erfolg. Ausnahme: der hochattraktive Ölsek-
tor. 
Unter der Federführung seines Ölministers Hussein Al-Shahristani plant der Irak, seine Ölproduk-
tion innerhalb der nächsten sieben Jahre zu verfünffachen. Ein überaus ambitioniertes Ziel – die 
beabsichtigte Fördermenge übersteigt den gegenwärtigen Output Saudi Arabiens um fast ein 
Drittel.  
Experten zweifeln daran, dass diese Marke in der erhofften Geschwindigkeit erreichbar ist. Zu 
groß ist der Rückstand, den das Land erst aufholen muss. Pipelines und Pumpen sind veraltet 
oder fehlen vollends. Auch an Fachkräften mangelt es. Hinzu kommen die politischen Probleme 
auf nationaler und regionaler Ebene sowie die unberechenbare Sicherheitslage. Das andauernde 
Fehlen eines Ölgesetzes erinnert potenzielle Investoren an die zweifelhafte Rechtssicherheit. Der 
Streit um die Rechte an den reichen Ressourcen in der kurdischen Region, speziell in Kirkuk, 
rundet die Herausforderungen ab.  
Doch der Irak befindet sich nicht länger in Schockstarre, sondern hat gewissermaßen die Flucht 
nach vorne angetreten. Zehn kürzlich geschlossene Verträge mit den meisten der großen globa-
len Energieunternehmen wie BP, Royal Dutch Shell, Exxon Mobil und der russischen Lukoil, spre-
chen für sich. Gelingt es Irak nur teilweise, seine Pläne in den nächsten Jahren zu verwirklichen, 
wird dies drastische Auswirkungen auf die internationale Förderlandschaft haben. Die Stabilität 
des Ölpreises dürfte in Gefahr geraten, die Machtbalance innerhalb der OPEC – und damit insbe-
sondere Saudi Arabien herausgefordert – werden.  
Besonders unruhig dürfte aber der Iran die Pläne des Nachbarlandes beobachten. Teherans eige-
ner Ressourcenreichtum ist ein essenzieller Pfeiler der iranischen Politik – im Innern, um die 
Folgen einer anhaltend desaströsen Wirtschaftspolitik abzufedern, nach außen als Faustpfand 
insbesondere in den internationalen Auseinandersetzungen um das iranische Atomprogramm. 
Nicht nur China schreckte bisher aus wirtschaftlichen Interessen vor einem allzu konsequenten 
Vorgehen gegen den Iran zurück.  
Interessanterweise ist jedoch derzeit zu beobachten, wie sich chinesische Unternehmen dem Irak 
zuwenden. Auch die China National Petroleum Corporation gehört zu den neuen Vertragspart-
nern Bagdads. Iraks Aufstieg als Ölförderland läuft daher in vielerlei Hinsicht Irans Interessen 
zuwider.  
 
8. Ausblick 
 
Der Irak ist in den vergangenen Monaten etwas aus dem Blickpunkt der Weltöffentlichkeit, auch 
der deutschen Berichterstattung geraten. Zu unrecht: was in den letzten Jahren bereits häufiger, 
oftmals übertrieben, verkündet wurde, trifft nun, im Frühjahr 2010, zweifellos zu: die kommende 
Phase entscheidet über die Zukunft des Irak.  
 
Dabei kann nicht deutlich genug darauf hingewiesen werden, dass die Konsolidierung des politi-
schen und wirtschaftlichen Systems gemäß rechtsstaatlicher und freiheitlicher Prinzipien und 
Ziele alles andere als ein Selbstläufer ist. Sie ist nur eine von mehreren möglichen Optionen. 
Nicht ausgeschlossen ist auch eine Entwicklung des Irak zu einem religiös, vermutlich schiitisch 
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dominierten Staat, der im iranischen Regime seinen engsten Verbündeten findet. Zweifelsohne 
tut der Iran sein Möglichstes, um die Geschicke des Nachbarlandes in diese Richtung zu beein-
flussen. Eine Achse Bagdad-Teheran – unter Saddam Hussein undenkbar – würde den Sturz des 
irakischen Diktators und das Streben der Bush-Regierung nach einem demokratischen Domino-
Effekt in der Region auf die ungünstigste Weise konterkarieren und wäre ein Fehlschlag ameri-
kanischer Außenpolitik von beinahe surreal-anmutenden Ausmaßen. 
Eine dritte Option wäre ein „Failed State“ oder ein Staat mit andauerndem ethnisch-
konfessionellen Konflikt, der zwischen Phasen relativer Stabilität und Bürgerkrieg schwankt, 
analog etwa zum Libanon.  
 
Insofern befindet sich der Irak momentan tatsächlich an einer Wegscheide. Ist es ironisch zu 
nennen, dass sich die USA ausgerechnet jetzt aus diesem Land zurückziehen – nach 4300 getö-
teten US-Soldaten und Kriegskosten von 700 Milliarden US-Dollar – und es weitgehend sich 
selbst sowie jenen Akteuren überlassen, die nur auf den amerikanischen Abzug warten? 
 
Zu Recht weist der Leiter der UN Mission im Irak, Ad Melkert, unablässig darauf hin, dass die 
internationale Gemeinschaft Irak gerade jetzt nicht den Rücken zuwenden darf. Es ist wichtig, 
dass die irakische Regierung und Bevölkerung in den letzten Jahren zunehmend selbst Verant-
wortung übernommen haben. Doch die Streitigkeiten um die Disqualifizierung der Kandidaten 
im Vorfeld der Wahl, das Tauziehen um das Wahlgesetz, die Gewalt, die den Wahlkampf über-
schattet, belegen – noch ist der Irak vollkommen instabil und vielfältig gefährdet.  
 
Vetternwirtschaft ist an der Tagesordnung, Korruption allgegenwärtig.2 Schamlos nutzen einige 
der wichtigsten Politiker des Landes – darunter wie so oft jene, die am lautesten vorgeben, 
Rechtstaat und Demokratie zu verteidigen – ihre Machtpositionen zum eigenen Vorteil, die Ge-
waltenteilung und mehr als nur den Geist wichtiger Gesetze missachtend. Dabei beschädigen sie 
die jungen demokratischen Institutionen des Landes und das Vertrauen der Bevölkerung in poli-
tisches Engagement.  
 
Dass eine Institution wie die „Kommission für Rechenschaft und Gerechtigkeit", die die Taug-
lichkeit sämtlicher Bewerber für eine Kandidatur um einen Parlamentssitz überprüft, von Perso-
nen geleitet wird, die selbst zum Bewerberfeld gehören, ist abenteuerlich. Dass die „Unabhängi-
ge Wahlkommission“, die die Wahlen überwachen soll, de facto von denselben schiitischen Par-
teien dominiert wird, die die „Kommission für Rechenschaft und Gerechtigkeit" kontrollieren, 
sollte jeden Beobachter alarmieren. Doch es entspricht dem gegenwärtigen Zustand des Irak.  
 
Allerdings darf nicht vergessen werden, wie neu Demokratie als politisches System für die meis-
ten Bürger und Politiker im Irak noch ist. Sie ist nicht in der Gesellschaft gewachsen, sondern 
wurde von den USA schlagartig übergestülpt und ist in dieser Region der Welt insgesamt nicht 
eben verwurzelt und erfolgreich. Aber die Entwicklungen vor der Wahl erinnern auch warnend 
daran, dass die wesentlichen Konfliktursachen, die grundlegenden Missstände im politischen 
Fundament des Landes nicht behandelt worden sind. Maßgebliche Schuld trägt hier das ameri-
kanische Vorgehen nach dem Einmarsch unter Zivilverwalter Paul Bremer. Die übereilte Auflö-
sung der irakischen Armee, die Ausgrenzung abertausender qualifizierter Fachleute aus staats-
                                               
2 Bezeichnend in diesem Zusammenhang: der Corruption Perceptions Index 2009 von Transparency International; 
Irak übertroffen nur von Somalia, Afghanistan, Myanmar und Sudan: 
http://www.transparency.org/policy_research/surveys_indices/cpi/2009/cpi_2009_table. 
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tragenden Einrichtungen, das Fehlen einer neutralen, transparent arbeitenden Stelle zur ver-
nünftigen Begutachtung von Baath-Parteimitgliedern und Dutzende weiterer Fehlentscheidun-
gen haben das Land auf einen falschen Kurs geschickt, unter dessen Konsequenzen es heute 
stark leidet. 
Auch sind viele politische Grundsatzfragen nach wie vor unbeantwortet. Wie sollen die Erträge 
aus der Öl- und Gasförderung – 90 Prozent der irakischen Staatseinnahmen – aufgeteilt wer-
den? Welche Identität soll der Staat bekommen, in dem die religiösen und ethnischen Gruppen 
friedlich zusammenleben müssen? Wie stark soll die irakische Zentralregierung werden? Was 
geschieht mit den umstrittenen Gebieten und mit Kirkuk? Welche Rolle spielt das Land in der 
Region, welches Verhältnis nimmt er zu seinen umtriebigen Nachbarstaaten ein?  
 
Auf die nächste irakische Regierung kommen somit Aufgaben zu, die selbst erfahrene Demokra-
tien in ruhigeren Gebieten der Erde überfordern könnten. Umso wichtiger ist es, dem Irak wei-
terhin Hilfe und Beratung anzubieten. UNAMI spielt hier eine herausragende Rolle. Doch auch 
die Expertise und das Engagement anderer internationaler staatlicher und nicht-staatlicher Or-
ganisationen sind gefragt und benötigt. Sehr positiv wahrgenommen werden im Irak etwa die 
deutschen Bemühungen insbesondere im Bereich der Demokratie- und Rechtsstaatsförderung 
sowie der Wirtschaftsberatung, implementiert durch zahlreiche Projekte deutscher Entwick-
lungsorganisationen. Durch Ausbildung und Beratung irakischer Entscheidungsträger aus Politik, 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft sind hier in unterschiedlichen Bereichen wertvolle Fortschritte 
erzielt worden und Netzwerke entstanden, auf die unbedingt aufgebaut werden sollte. 
 
In einem ersten Schritt geht es nun jedoch um das Abhalten der Wahlen. Die Angst vor einer 
Welle der Gewalt ist verbreitet und begründet. Abu Omar Al-Baghdadi, Anführer der Al-Qaida 
Irak, verkündete unlängst, die Wahlen mit allen Mitteln, „vor allem militärischen", verhindern zu 
wollen. Es ist zu hoffen, dass die irakischen Sicherheitskräfte diese Pläne durchkreuzen und für 
hinreichend Ruhe und Ordnung sorgen können. Und nie war es wichtiger, dass Wahlen im Irak 
auch transparent und fair verlaufen. Sollten sich etwa die Sunniten um Chancen zur politischen 
Teilhabe betrogen fühlen, beginnt eine neue Spirale der Gewalt. 
 
Am 1. September 2010 endet offiziell die US-Operation „Iraqi Freedom". Der Name der Nach-
folgemission der Amerikaner im Zweistromland: „Operation New Dawn" – Neubeginn, Morgen-
dämmerung. Es ist zu hoffen, dass es kein böses Erwachen sein wird. 
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